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Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des Hessi-
schen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastro-
phenschutz – Drucks. 19/3428 
hier: Anhörung im Innenausschuss des Hessischen Landtages 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zunächst bedanken wir uns für die eingeräumte Möglichkeit zur Stellungnahme zum 
obigen Gesetzentwurf der SPD-Landtagsfraktion.  

Aus Sicht der kreisangehörigen Städte und Gemeinden nimmt der Hessische Städte- 
und Gemeindebund zu den beabsichtigten Ergänzungen des § 11 des Hessischen 
Brand- und Katastrophenschutzgesetzes (HBKG) wie folgt rechtlich Stellung: 

Wir begrüßen es, dass seitens des Landtages bzw. der SPD-Landtagsfraktion die 
Stärkung des Ehrenamtes und die Auswirkungen auf den Arbeitsplatz der Einsatzkräf-
te der Freiwilligen Feuerwehren thematisiert und in den Fokus gerückt werden. Der 
Intention hinischtlich der beabsichtigten Ergänzung von § 11 HBKG um Absatz 13, 
wonach berufliche Benachteiligungen am Arbeitsplatz in Zusammenhang mit der eh-
renamtlichen Tätigkeit in der Feuerwehr vermieden werden sollen, wird begrüßt und 
als allgemeines Behinderungs- und Benachteiligungsverbot unterstützt, wenn auch 
der Schwerpunkt der Bemühungen in diesem Kontext auf Kooperation zwischen den 
Aufgabenträgern und den Arbeitsgebern vor Ort liegen sollte, für ein entsprechendes 
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Verständnis hinsichtlich möglicher Freistellungen bzw. der ehrenamtlichen Tätigkeit zu 
erwerben.  

Soweit es die vorgeschlagenen Ergänzungen in Absatz 14 und 15 des Gesetzentwur-
fes anbelangt, so sind wir uns der Auswirkungen auf die ehrenamtlichen Feuerwehr-
angehörigen nicht sicher. Durch eine entsprechende Verankerung eines erweiterten 
Kündigungsschutzes und eines Umsetzungs- bzw. Versetzungsverbotes könnte die-
ses kontraproduktiv für die Einsatzkräfte sein. So sehen wir zumindestens die Gefahr, 
dass der erweiterte Kündigungsschutz möglicherweise ein Einstellungshindernis für 
ehrenamtliche Feuerwehrangehörige werden könnte, wenn Arbeitgeber bei der Per-
sonalauswahl den erhöhten Kündigungsschutz bei aktiven Feuerwehrangehörigen in 
der Einsatzabteilung (negativ) berücksichtigt. Vor diesem Hintergrund sehen wir in 
Anbetracht von ca. 70.000 aktiven Feuerwehrmännern und –frauen hier ein nicht zu 
unterschätzendes Risikopotential, welches diesseits nicht abschließend beurteilt wer-
den kann, da insbesondere auch Erfahrungen auf den Kündigungsschutz für Mandats-
träger nach der HGO-Bestimmung vorliegend nicht vorhanden sind.  

In Anbetracht der erst kürzlich gemeinsam unterschriebenen Erklärung zur Zusam-
menarbeit zwischen ehrenamtlichen Einsatzkräften der Feuerwehren und Hilfsorgani-
sationen sowie den Arbeitgebern sehen wir es derzeit als sinnvoll an, zunächst die 
Auswirkungen der entsprechenden Übereinkunft insbesondere im Rahmen von loka-
len Umsetzungsmaßnahmen abzuwarten, bevor seitens des Landesgesetzgebers 
vorgesehen wird, die zudem eine starre Regelung enthält, wohingegen insbesondere 
flexible Lösungen hinsichtlich der Freistellung von Einsatzkräften für Ausbildungs- 
bzw. Fortbildungsmaßnahmen sowie für die Einsätze selber als vorrangig angesehen 
werden. Hier sollte insbesondere die weitere Entwicklung im obigen Zusammenhang 
abgewartet werden und die Ergebnisse der jährlichen Meinungsaustausche Berück-
sichtigung finden, bevor eine gesetzgeberische Lösung im obigen Sinne umgesetzt 
wird. 

Seitens des Hessischen Städte- und Gemeindebundes wird an der mündlichen Anhö-
rung am 10.11.2016 Frau Verwaltungsdirektorin Siedenschnur teilnehmen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Diedrich Backhaus 

Direktor 
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Elbtal-Eibgrund, 27. Oktober 2016 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz -
Drucks. 19/3428 -

Sehr geehrter Damen und Herren, 

bitte entschuldigen Sie die verspätete Stellungnahme unsererseits. Wir nehmen gerne zu der 
geplanten Gesetzesänderung des HBKG wie folgt Stellung: 

Die Deutsche Feuerwehr-Gewerkschaft ist der Meinung dass der Kündigungsschutz ehrenamtlicher 
Helfer besonders im Focus stehen sollte. Die Zahlen derjenigen, die sich ehrenamtlich engagieren ist 
stark rückläufig. 
Die Arbeitgeber nutzen das Engagement eines freiwilligen Feuerwehrangehörigen immer öfter indirekt 
als Druckmittel um das Unterstellungsverhältnis deutlich hervor zu heben. 

Aus diesem Grund befürworten wir den Gesetzesentwurf der SPD den ehrenamtlichen 
Feuerwehrangehörigen einen besonderen Kündigungsschutz per Gesetz zukommen zu lassen. 

Für Rückfragen stehen wir jederzeit zur Verfügung 

J 

Sven Janneck 

Vorsitzender Landesgruppe Hessen 
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VKU Geschäftsstelle Hessen 4\l Frankfurter Straße 2 (:l 65189 Wiesbaden 

An den Vorsitzenden des Innenausschusses 

des Hessischen Landtags 

Herrn Horst Klee, MdL 

Schlossplatz 1-3 

65183 Wiesbaden 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz zur Änderung des 30.10.2016 

Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz- Drucks. 19/3428 -

Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzend er, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

im Namen der Landesgruppe Hessen des Verbandes kommunaler Unternehmen (VKU) 

bedanke ich mich für die Möglichkeit, zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für 

ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine 

Hilfe und den Katastrophenschutz Stellung zu nehmen. 

Aufgrund der untergeordneten Betroffenheit unserer Mitgliedsunternehmen durch den 

o.g. Gesetzentwurf nehmen wir zu dem Gesetzentwurf keine Stellung, unterstützen aber 

die Stellungnahme des Hessischen Städtetages. 

Martin Heindl 

Geschäftsführer 
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